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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe Jens, Ernst Schwanhold, Anke Fuchs (Köln), Hans Berger, 
Hans Martin Bury, Petra Ernstberger, Rolf Hempelmann, Uwe Hiksch, Jelena 
Hoffmann (Chemnitz), Volker Jung (Düsseldorf), Sabine Kaspereit, Walter Kolbow, 
Dr. Uwe Küster, Dieter Maaß (Herne), Herbert Meißner, Siegmar Mosdorf, Christian 
Müller (Zittau), Hermann Rappe (Hiidesheim), Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Wieland 
Sorge, Dr. Dietrich Sperling, Dr. Peter Struck, Wolfgang Thierse, Wolfgang 
Weiermann, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Stillstand in der Wettbewerbspolitik beenden - wettbewerbliche Strukturen sichern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Die deutsche Wirtschaft leidet unter ungelösten regionalen und 
sekt oralen Strukturproblemen und muß sich zugleich, verstärkt 
seit Anfang der 90er Jahre, auf neue weltwirtschaftliche Ent- 
wicklungen einstellen. Die Finanzmärkte sind seit längerem 
internationalisiert, und kein modernes Industrieland kann sich 
ohne ökonomischen Schaden von dieser Entwicklung abkop- 
peln. Von besonderer Bedeutung für die Wettbewerbssituati- 
on in der deutschen Wirtschaft ist die zunehmende Globalisie- 
rung der Gütermärkte. Diese Entwicklung macht die größeren 
Unternehmen einerseits zu weltweiten Anbietern und zwingt 
sie andererseits, ihre Produktion weltweit zu organisieren. Die 
Globalisierung der Produktion wird weiter zunehmen, obgleich 
sie sich bisher weitgehend auf den europäischen und US-ame- 
rikanischen Markt beschränkt hat. Vor allem die für Deutsch- 
land so wichtige Industrie, aber auch der Handel sind aufgrund 
dieser Entwicklung einem verschärften Wettbewerb im eige- 
nen Lande und auf dem Weltmarkt insgesamt ausgesetzt. 

Mit dieser Globahsierung der Märkte entstehen neue Wettbe- 
werbsprobleme, die von nationalen Kartellbehörden nicht gelöst 
werden können. Aber durch die Bildung von internationalen Al- 
hanzen oder Kartellen, durch Untemehmenszusammenschlüs- 
se international agierender Unternehmen und durch Mißbrauch 
marktbeherrschender Positionen können die Spielregeln des 
Wettbewerbs ausgehöhlt werden. Dabei kann es zur Ungleich- 
behandlung gleicher wettbewerbücher Sachverhalte kommen, 
weil gerade die Bundesrepublik Deutschland seit langem über 
ein stringentes und bewährtes Wettbewerbsrecht verfügt. Des- 
halb geht es darum, zu prüfen, ob deutsche Unternehmen an- 
gesichts der neuen weltwirtschafthchen Gegebenheiten durch 
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unser Wettbewerbsrecht unbillig behindert werden. Gleichzei- 
tig gilt es aber auch, dafür einzutreten, daß auf europäischer Ebe- 
ne oder zwischen allen am Welthandel Beteiligten großen Indu- 
strienationen angeglichene Wettbewerbsregeln neu geschaffen 
und zum Tragen gebracht werden. 

2. Auf europäischer Ebene geht es grundsätzlich um die Harmo- 
nisierung der Wettbewerbsregeln in der EU. Der europäische 
Binnenmarkt braucht dringend eine gemeinsame Wettbe- 
werbsordnung, damit vor allem im materiellen Wettbewerbs- 
recht mehr Chancengleichheit eingeführt wird. Dabei muß je- 
doch das Ziel verfolgt werden, offene und wettbewerbliche 
Märkte zu schaffen und zu erhalten, weil der funktionsfähige 
Wettbewerb im Inneren der Gemeinschaft zugleich Garant für 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ist. 
Harmonisierung des europäischen Wettbewerbsrechts heißt 
aber nicht „eine Vereinheitlichung aller Wettbewerbsregeln". 
Die historisch bedingten Betrachtungsweisen zum Wettbewerb 
und die unterschiedlichen Wirt Schafts Strukturen müssen viel- 
mehr auch in Zukunft im Wettbewerbsrecht Beachtung finden. 
Eine Harmonisierung des Wettbewerbsrechts kann auch nicht 
heißen, daß unser bewährtes deutsches Recht an die europäi- 
schen Normen einfach angepaßt wird. Das europäische Recht 
ist vielmehr stark von deutschen ordnungspolitischen Vorstel- 
lungen geprägt. Deshalb muß es auch darum gehen, die deut- 
schen Wettbewerbsbestimmungen auf europäischer Ebene zu 
etablieren. Auf alle Fälle ist die Angleichung der Wettbewerbs- 
bestimmungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Europäischen Union ein gegenseitiges Geben und Neh- 
men. Bevor neues Recht geschrieben wird, ist die Konkretisie- 
rung durch höchstrichterliche Rechtsprechung abzuwarten. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. Die Ausarbeitung eines internationalen Wettbewerbskodexes 
und die Einsetzung einer entsprechenden Wettbewerbsbehör- 
de zu betreiben. Als erster Schritt in diese Richtung käme ein 
multilaterales Abkommen zwischen den OECD -Ländern, den 
mittel- und osteuropäischen Ländern und beispielsweise Hong- 
kong, Korea, Singapur und Thailand in Betracht. Dabei geht es 
um die Errichtung eines Grundbestandes an gemeinsamen Re- 
geln wie z. B. ein Verbot horizontaler Preiskartelle, Verbot von 
Exportkartellen, Verbot der Beschränkung des Angebots bzw. 
Aufteilung der Märkte, Kontrolle marktbeherrschender Stel- 
lungen und Angleichung der Fusionsvorschriften. 

Ein derartiges Wettbewerbsübereinkommen könnte nach An- 
hang 4 des WTO-Übereinkommens geschlossen werden. 

2. Auf europäischer Ebene sollte für die Durchführung des Fusi- 
onskontrollverfahrens ein zweistufiges Verfahren mit einem ei- 
genständigen europäischen Kartellamt eingeführt werden. 
Außerdem erscheinen materielle Verbesserungen des euro- 
päischen Wettbewerbsrechts erforderlich. 

a) Die Bundesregierung muß dafür sorgen, daß die materiell- 
rechtlichen Bestimmungen der europäischen Fusionskon- 
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trolle von industriepolitischen Überlegungen befreit wer- 
den. Die Prüfung von Unternehmenszusammenschlüssen 
hat auch auf europäischer Ebene primär unter wettbe- 
werblichen Gesichtspunkten zu erfolgen. 

b) Für vertikale Absprachen erscheint aus ökonomischen und 
rechtlichen Gründen eine Überprüfung der bisherigen 
Anwendung des Artikels 85 Abs. 3 EGV notwendig. Zu 
prüfen ist die Einführung einer übergreifenden Freistel- 
lungsregelung, soweit dies mit einem wirksamen Preis- 
wettbewerb vereinbar ist. 

c) Das Interesse an einem schnellen und wirkungsvollen Voll- 
zug erfordert möglichst eine dezentrale Anwendung des 
europäischen Kartellrechts. Insbesondere beim Kartellver- 
bot, aber auch bei der Zusammenschlußkontrolle sollten die 
nationalen Kartellbehörden in den Vollzug stärker einbe- 
zogen werden, wenn der wettbewerbliche Schwerpunkt 
eindeutig in einem Mitgliedstaat liegt. 

d) Einführung einer europäischen Entflechtungsregelung. 
Verhaltenskontrollen haben sich im allgemeinen als un- 
wirksam herausgestellt. Deshalb kommt es verstärkt dar- 
auf an, wettbewerbliche Strukturen zu erhalten oder wie- 
derherzustellen. Dafür wäre nach amerikanischem Vorbild 
eine Entflechtungsregelung zu schaffen, mit der monopo- 
listische in wettbewerbliche Strukturen wieder überführt 
werden können. 

3. Beim nationalen Kartellrecht sind aus sozialdemokratischer 

Sicht folgende Maßnahmen sinnvoll und erforderlich: 

a) Abkoppelung der Fusionskontrolle vom Marktbeherr- 
schungsbegriff des § 22 GWB. 

Will man kompetitive Marktstrukturen aufrechterhalten, 
darf es nicht erst zu einer Untersagung von Unterneh- 
menszusammenschlüssen kommen, wenn eine marktbe- 
herrschende Struktur „entsteht oder verstärkt" wird. Eine 
Untersagung ist vielmehr bereits dann zu ermöglichen, 
wenn eine „wesentliche Beeinträchtigung der Wettbe- 
werbsbedingungen" erfolgt. 

b) Bei der Beurteilung eines wesentlichen Wettbewerbs auf 
dem relevanten Markt ist auch der „potentielle" Wettbe- 
werb innerhalb und außerhalb der deutschen Grenzen zu 
berücksichtigen. 

c) Die Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und das 
sog. „Outsourcing" sollten kartellrechtlich überprüft und 
möglicherweise erleichtert werden. 

d) Die Kooperationserleichterungen für kleine und mittlere 
Unternehmen und der gemeinsame Einkauf ohne Bezugs- 
zwang entsprechend § 5 b und c GWB müssen für den 
Handel unbedingt erhalten bleiben. 

e) Es ist zu prüfen, ob es zweckmäßig ist, das Bundeskartell- 
amt zu ermächtigen, im Falle von Nachfragemacht seine 
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Überprüfung von Amts wegen aufzunehmen oder unter be- 
stimmten Bedingungen eine Umkehr der Beweislast vor- 
zunehmen. 

4. Die Bundesregierung hat zu prüfen oder prüfen zu lassen, 
inwieweit Verkäufe unter Einstandspreis gezielt im Rahmen ei- 
nes Verdrängungswettbewerbs eingesetzt werden, um ggf. 
gesetzliche Maßnahmen gegen diese Art des Konzentrations- 
prozesses vorzuschlagen. 


Bonn, den 8. Mai 1996 

Dr. Uwe Jens 
Ernst Schwanhold 
Anke Fuchs (Köln) 

Hans Berger 
Hans Martin Bury 
Petra Ernstberger 
Rolf Hempelmann 
Uwe Hiksch 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Walter Kolbow 
Dr. Uwe Küster 


Dieter Maaß (Herne) 

Herbert Meißner 

Siegmar Mosdorf 

Christian Müller (Zittau) 

Hermann Rappe (Hildesheim) 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 

Wieland Sorge 

Dr. Dietrich Sperling 

Dr. Peter Struck 

Wolfgang Thierse 

Wolfgang Weiermann 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren Bemühungen um 
internationale Koordination, insbesondere von gemeinsamen 
Wettbewerbsregeln, vernachlässigt. Sie nutzt z. T. Regulierungs- 
defizite in anderen Ländern, mit denen die deutsche Wirtschaft in 
verstärktem Wettbewerb steht, zum Abbau von notwendigen Wett- 
bewerbsbestimmungen. Auf diesem Felde der internationalen Ko- 
ordination wird deshalb von uns mehr Engagement erwartet. 

Die deutsche Wirtschaft darf durch eine falsche Prioritätensetzung 
der Bundesregierung keinen Schaden nehmen. Deshalb besteht 
auch auf nationaler und europäischer Ebene wettbewerbspoliti- 
scher Handlungsbedarf. 

Einige Großunternehmen versuchen kartellrechtliche Entschei- 
dungen des Bundeskartellamtes der Europäischen Kommission 
vorzulegen. Sie versprechen sich davon eine nachsichtigere Prü- 
fung, um leichter eine Genehmigung für Unternehmenszusam- 
menschlüsse zu erhalten. Auf diese Weise kann die nationale ge- 
gen die europäische Wettbewerbskontrolle ausgespielt werden. 
Auch deshalb ist das Wettbewerbsrecht zu vereinheitlichen. Dazu 
gehört dann auch die Einrichtung eines Europäischen Kartell- 
amtes. Dieses hat im Zusammenwirken mit den nationalen Kar- 
tellämtern den wirksamen Wettbewerb auf europäischer Ebene zu 
schützen. Versagt das Europäische Kartellamt einen Zusammen- 
schluß, muß es analog zur Ministererlaubnis auf nationaler Ebene 


4 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4598 


eine Entscheidung auf europäischer Ebene durch die EU-Kom- 
mission geben. 

Die Überprüfung des nationalen Kartellrechts hat angesichts der 
Globalisierung auch unter dem Aspekt einer möglichen Steige- 
rung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Unterneh- 
men zur erfolgen. Eine 6. Novelle zum Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen erscheint unvermeidlich. Sie sollte in 
Übereinstimmung mit einer Reform des EU- Wettbewerbsrechts 
vorangebracht werden. 
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